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Kommission Hochbau und Soziales 
Suissemelio: Arbeitsgruppe zur Totalrevision 
 
Sitzungen: 
- Dienstag, 20. Oktober 2020, Olten (Bis und mit Artikel 5) 
- Freitag, 27. November 2020, MS Teams 
 
Hinweis:  
Es handelt sich um kurze Notizen während der Sitzung und nicht um 
ein wortwörtliches Protokoll des Gesagten. In einigen Fällen muss 
die rechtlich korrekte Formulierung der vorgeschlagenen 
Anpassungen noch geprüft bzw. gefunden werden. Zur Wahrung der 
Übersicht, sind nur jene Bestimmungen aufgeführt, zu denen 
Änderungsvorschläge und Diskussionen geführt wurden. Wo kein 
Kommentar oder Änderungsvorschlag steht, bzw. der Artikel nicht 
aufgeführt ist, wurde die Bestimmung von der Kommission als 
korrekt befunden.  
Zu den Anpassungsvorschlägen bis und mit Artikel 5 SVV wurde ein 
separates Protokoll der Kommission erstellt. 
 
Verordnung 
über die Strukturverbesserungen  
in der Landwirtschaft 
(Strukturverbesserungsverordnung, SVV)  
vom xx. Oktober 2022 (Stand am 1. Januar 2023) STAND: 28.09.2020/flj 
in Änderungsmodus: Anträge Kanton GR am 14.10.2020 gestellt. 

 
1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 2 Finanzhilfeempfänger 
1 Natürliche und juristische Personen können Finanzhilfen erhalten, sofern ein land-
wirtschaftliches Interesse nachgewiesen werden kann oder diese Personen einen Bei-
trag zur Schaffung von Wertschöpfung in der Landwirtschaft oder zur Stärkung der 
regionalen Zusammenarbeit leisten. 
  

 
 AS ..........  
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2 Es werden keine Finanzhilfen gewährt an: 
a. Natürliche Personen, die vor der Investition das 60. Altersjahr erreicht ha-

ben. Davon ausgenommen sind Vorhaben im Sömmerungsgebiet und Fäl-
le in denen die Betriebsnachfolge in Planung ist; 

b. Organisationen, an denen der Kanton oder eine kantonale Anstalt mehr-
heitlich beteiligt ist; ausgenommen sind Grundlagenbeschaffungen, Pro-
jekte zur regionalen Entwicklung, Sömmerungsbetrieb und die Erarbei-
tung regionaler landwirtschaftlicher Strategien. 

Art. 3 Eigentum an den unterstützten Anlagen und Gebäuden 
1 Nach der Finanzhilfegewährung muss grundsätzlich die geförderte Massnahme im 
Eigentum der Finanzhilfeempfänger oder Finanzhilfeempfängerin sein. Dafür kann 
ein Baurecht errichtet werden. 2 Das Baurecht muss für mindestens 20 Jahren errich-
tet werden und ein landwirtschaftlicher Pachtvertrag für den Betrieb muss mit glei-
cher Dauer abgeschlossen werden. Der Pachtvertrag ist im Grundbuch vormerken. 
Für Tiefbaumassnahmen genügt ein 20-jähriger Pachtvertrag. 
3 Wird eine Massnahme nur mit einem Investitionskredit unterstützt, so ist ein Bau-
recht nicht erforderlich. Die Dauer der Grundpfandsicherheit sowie des Pachtver-
trags richtet sich nach der Rückzahlungsfrist des Investitionskredites. 
4 Absatz 1 gilt nicht für Finanzhilfeempfänger oder Finanzhilfeempfängerin, die für 
die Umsetzung der Massnahme zuständig ist. 

Art. 4 Erforderliche Betriebsgrösse 
5 Ergänzend zu Artikel 3 der Landwirtschaftlichen Begriffsverordnung vom 7. De-
zember 1998 werden in Anhang X für spezielle Betriebszweige sowie für den pro-
duzierenden Gartenbau für die Berechnung der Standardarbeitskraft (SAK) zusätzli-
che Faktoren festlegt. 

Art. 5 Eigenmittel 
1 Finanzhilfen, mit Ausnahme der Starthilfe und gemeinschaftlichen Massnahmen 
des Tiefbaus, werden gewährt, wenn der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin 
mindestens 15 Prozent der Restkosten (Investitionskosten abzüglich öffentlicher 
Beiträge) mit eigenen Mitteln finanziert. 

2 Leistungen Dritter können als Eigenkapital angerechnet werden.2 Art. 7
 Anrechenbare Kosten 

1 Folgende Kosten sind anrechenbar: 
d. Anschlusskosten auf Grund kantonaler und kommunaler Bestimmungen 

(wie Anschluss an Stromnetz, Abwasser- und  Wasseranschlusskosten). 
e. Einzelantrag aus der Kommission: Versicherungskosten im Zusammen-

hang mit dem Bau der Anlage oder Baute 
2 Die anrechenbaren Kosten werden nach den folgenden Kriterien festgelegt: 

Würsch Martin BLW
18.7.20:�Finanzhilfeempfänger: Der Begriff wird fremd (ähnl. wie Sozialhilfeempfänger). ( Überprüfen mit Subventionsgesetz; Alternative: beitragsberechtigte Person

Würsch Martin BLW
gemäss SuG = Empfänger�kein besserer Begriff gefunden,

Würsch Martin BLW
In Erläuterungen, Weisungen darauf hinweisen, dass auch juristische Personen des kantonalen Rechts (Vgl. Art. 59 ZGB) darunterfallen (Bsp. Kooperationen, Genossamen und dgl.)

Würsch Martin BLW
- Für Personen im Alter ab 55 Jahren gelten Einschränkung; allenfalls in der Verordnung oder in den Erläuterungen darauf hinzuweisen (Stichworte: Wirtschaftlichkeit, Tragbarkeit, Nachfolge, Art. 59 Abs. 2 Widerruf von Investitionskrediten) 
- Diskussion wird an der nächsten Detailberatung mit neuem Vorschlag von WüM fortgesetzt. 

� 
�

Würsch Martin BLW
Vorschlag um dem Einzelfall gerecht werden zu können:
Berücksichtigung Alter wie bisher in den Weisungen (ab 55ig aufzeigen der Hofnachfolge)
+ Berücksichtigung bei Tragbarkeitsberechnung und Nachweis der Wirtschaftlichkeit
Grund: Anspruch besteht im Grundsatz bis 65ig. Jahre; ohne Betriebsnachfolge lassen sich grössere Investitionen nicht innert weniger als10 Jahren abschreiben, so dass Aussicht bestehen muss, dass der Betrieb als eine Einheit weitergeführt werden kann (innerhalb, aber auch ausserhalb der Familie).

Würsch Martin BLW
Begriff überprüfen, nicht sachgerecht und führt zu Einschränkungen vgl. mit Trägerschaft etc.

Würsch Martin BLW
Vorschlag: Organisationen

Würsch Martin BLW
nicht an Massnahmen, sondern an Anlagen und Gebäuden

Würsch Martin BLW
nur bei Erschliessung denkbar

Würsch Martin BLW
Erläuterung, dass kurze Baurechtsdauer sich auf Tragbarkeit und Wirtschaftlichkeit auswirkt, wenn die Anheimfallentschädigung tief ausfällt

Würsch Martin BLW
klären mit GB Verordnung

Würsch Martin BLW
Vorschlag Ko HuS: Auf VBB verweisen (entschlackt den Artikel, weniger Fehleranfällig, Übersicht benötigt es nicht, weil so oder so mit Formular gerechnet wird).
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Art. 8 Wettbewerbsneutralität 
3 Der Kanton publiziert vor der Genehmigung des Projekts die Gesuche für Mass-
nahmen nach Absatz 2 im dafür vorgesehenen Publikationsorgan des Kantons mit 
dem Hinweis auf diesen Artikel. 

Art. 9 Investitionskredite und Rückzahlungsfristen 
1 Die Investitionskredite sind innert 20 Jahre ab Datum der Schlusszahlung zurück-
zuzahlen. 
3 Die Rückzahlungen kann innerhalb der maximalen Fristen nach Absatz 1: 

b. mehrmals um je ein Jahr stunden, falls sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Kreditempfängers oder der Kreditempfängerin unverschuldet ver-
schlechtern. 

4 Werden die Investitionskredite in Form von Baukrediten zur Erleichterung der Fi-
nanzierung in der Bauphase gewährt, sind sie innert maximal 6 Jahre zurückzuzah-
len. 
6 Investitionskredite unter 20 000 Franken werden nicht gewährt. 

Art. 10 Sicherung von Investitionskrediten 
2 Soweit der Kreditnehmer oder die Kreditnehmerin kein bestehendes Grundpfand-
recht auf den Kanton übertragen kann, ist der Kanton befugt, zusammen mit dem 
Entscheid über die Kreditgewährung die Errichtung ein Grundpfandrecht zu verfü-
gen. Eine solche Verfügung gilt als Ausweis für das Grundbuchamt zur Eintragung 
der Grundpfandverschreibung im Grundbuch.  
2. Kapitel: Tiefbaumassnahmen 
1. Abschnitt: Massnahmen  

Art. 11 Unterstützte Massnahmen 
1 Finanzhilfen werden für folgende Massnahmen gewährt: 

a. Meliorationen: Gesamtmeliorationen, Landumlegungen, Pachtlandarrondie-
rungen und weitere Massnahmen zur Verbesserung der Bewirtschaftungs-
struktur; 

c. Anlagen und Massnahmen im Bereich des Bodens und des Wasserhaushalts 
wie Bewässerungen, Entwässerungen, Verbesserungen von Bodenstruktur 
und -aufbau; 

2 Es werden einzelbetriebliche und gemeinschaftliche Massnahmen unterstützt. Ein-
zelbetrieblich sind Massnahmen, die überwiegend einem Betrieb zugutekommen. 
Gemeinschaftlich sind Massnahmen, die mehreren Betrieben zugutekommen sowie 
Sömmerungsbetriebe.  

Würsch Martin BLW
Vorschlag:�eher 10% dafür aber «harte» Eigenmittel inkl. Eigenleistung in Arbeit�Grund: gilt auch für gemeinschaftlichen Massnahmen wie die Käserei

Würsch Martin BLW
Kommission: Lehnt Ergänzung Kt. GR ab. Die Eigenleistungen sollen wie bisher in Weisungen geregelt werden.�Frage BLW: Warum sollen Eigenleistung nicht als Eigenmittel gelten (Vereinfachung, Abgrenzung, Höhe)?

Würsch Martin BLW
Begriff: Kosten, weil damit die Leitungserstellung miterfasst wird (im Gegensatz zu Anschlussgebühren und dgl.).

Würsch Martin BLW
Antrag Kommission: Anschluss an Abwasserreinigungsanlage, inkl. eigenständige Leitung des Betriebes bis zur Sammelleitung) und die Erschliessung für Telekomanschluss sollten miterfasst werden.�Hinweis BLW: Anschluss an Telekommunikation, Datennetz wurde separat im Rahmen der AP 2022+ vorgesehen (vgl. dort).�

Würsch Martin BLW
BLW: Aus Sicht BLW ist dies nicht zu begrüssen. Nicht alle Kosten sollten per se vom Bund getragen werden, zudem sind die Kosten marginal und fallen nur während einer kurzen Dauer (Bauzeit) an. Der Effekt einer Unterstützung könnte auch dazu führen, dass die Versicherungsprämien höher ausfallen. Aus Risikoüberlegung kann es sinnvoll sein, eine Auflage in der Verfügung des Beitrages aufzunehmen.��Kommission: Die Unterstützung fördert die Vorbildfunktion und ist für den Bau v.a. in der Nähe der Bauzone sinnvoll (Haftung).

Würsch Martin BLW
Kommission: Begriff prüfen, so dass auch die elektronische Publikationsplattform des Kantons miterfasst wird. Einige Kantone kennen dafür neuerdings andere Begriffe.
ad hoch Vorschlag für eine Alternative: … im dafür vorgesehenen Publikationsorgan des Kantons

Hinweis BLW: Anhörung wurde gestrichen

Würsch Martin BLW
Antrag Kommission: … ab Schlusszahlung IK��Bisher BLW: ab erster Zahlung; Problem stellt sich nur bei einer langen Verzögerung der Schlusszahlung.�
Kommission: Schlusszahlung deckt sich auch mit der Bestimmung bei der Anmerkung im Grundbuch bei den Beiträgen

Würsch Martin BLW
Kommission: wie in den aktuellen Weisungen bereits vorgesehen …�Die SVV sollte den Weisungen angepasst werden.

Würsch Martin BLW
Kommission / BLW: Der Baukredit steht für alle baulichen Investitionen zur Verfügung. Diese Möglichkeit ist somit auch für Hochbau und PRE explizit vorzusehen (vgl. hinten, wo nur bei den Tiefbaumassnahmen der Baukredit und die dazugehörigen Bedingungen erwähnt werden.

Würsch Martin BLW
Suissemelio: Flexibilität zu Handen der Kantone muss gewahrt bleiben.�Baukredite s. Art. 51 SVV Baukredite (jetzt)�Antrag Kommission: für Hochbau und PRE, Baukredite bei IK erwähnen (gleiche Bedingungen wie IK, Dauer max. 6 Jahre, längstens aber vom Beginn des Baus bis zum Abschluss der Bauphase, somit bis zur Schlussabrechnung).

Hinweis BLW: Für den Hochbau muss sich der Baukredit auf die Baukosten (nicht auf die Beitragshöhe) beziehen, da im Talgebiet keine Beiträge ausgerichtet werden. �Auftrag der Kommission und des BLW: Antrag auch an Kommission Tiefbau bzw. FB Mel einbringen; Abweichungen sollten wegen einfacherem Verständnis möglichst vermieden werden, sind jedoch nicht prinzipiell ausgeschlossen (ev. andere Bedürfnisse). 

Würsch Martin BLW
Erläuterung BLW: Schlussabrechnung bzw. Konsolidierung des Baukredits ist mit Abschluss des Baus eine logische Folge. Die längere Dauer gilt v.a. für grössere Projekte (Meliorationen ist 6 J. eher kurz).

Würsch Martin BLW
Hinweis BLW: bei gemeinschaftlichen = Fr. 30'000.- bisher, neu alle IK’s bei Fr. 20'000.-
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Art. 12 Begleitende Massnahmen 
In Verbindung mit Massnahmen nach Artikel 11 werden Finanzhilfen gewährt für: 

a. Massnahmen für die Wiederherstellung oder für den Ersatz bei Beeinträchti-
gung schützenswerter Lebensräume nach Artikel 18 Absatz 1ter des Bundes-
gesetzes vom 1. Juli 1966 über den Natur- und Heimatschutz sowie Ersatz-
massnahmen nach Artikel 7 des Bundesgesetzes vom 4. Oktober 1985 über 
Fuss- und Wanderwege; 

b. Weitere Massnahmen zur Aufwertung von Natur und Landschaft oder zur 
Erfüllung anderer Anforderungen der Umweltschutzgesetzgebung, insbe-
sondere die Förderung der Biodiversität und der Landschaftsqualität. 

Art. 13 Grundlagen und Vorabklärungen 
Für Massnahmen nach Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe e werden Finanzhilfen ge-
währt für: 

b. Erarbeitung regionaler landwirtschaftlicher Strategien und Entwicklungspro-
zess ländlicher Raum; 

Art. 14 Unterstützte Arbeiten bei Massnahmen baulicher Art 
d. Bei Suonen (Wasserleitungen) die Instandstellung und Sicherung der Borde 

und Stützmauern, die Abdichtung, der Erosionsschutz sowie das Ausholzen.  
2. Abschnitt: Voraussetzungen 

Art. 15 Allgemeine Voraussetzungen 
1 Unterstützt werden Massnahmen, die Landwirtschaftsbetrieben, Pilz-, Sprossen- 
und ähnlichen Produktionsbetrieben, Betrieben des produzierenden Gartenbaus, Fi-
scherei- oder Fischzuchtbetrieben zugutekommen. 

Art. 16 Einzelbetriebliche Massnahmen 
1 Einzelbetriebliche Massnahmen können unterstützt werden, wenn der Betrieb zum 
Bezug von Direktzahlungen berechtigt ist. 
2 Übersteigt das veranlagte steuerbare Vermögen des Gesuchstellers oder der Ge-
suchstellerin vor der Investition 1 000 000 Franken, so wird der Beitrag pro 20 000 
Franken Mehrvermögen um 5 000 Franken gekürzt. 
 

Art. 17 Gemeinschaftliche Massnahmen 
1  Gemeinschaftliche Massnahmen können unterstützt werden, wenn sie funktional 
eine Einheit darstellen. 

Würsch Martin BLW
Hinweis BLW: Registerschuldbrief ging im Entwurf vergessen (vgl. AP 2022+ und die dort gemachten Bemerkungen)
Kommission: An Stelle der Aufzählung, könnte alternativ der generellere Begriff «Grundpfandrecht» verwendet werden. Damit sind alle Formen erfasst.�oder wie in Abs. 1 umschrieben = Realsicherheit (?)
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2  …: 
b. Massnahmen baulicher Art nach Artikel 11, die einen erheblichen Abstim-

mungsbedarf erfordern, von mindestens regionaler Bedeutung für die Land-
wirtschaft sind, Biodiversitätsfördermassnahmen beinhalten und in deren 
Beizugsgebiet eine Gesamtmelioration nicht angezeigt ist. 

Art. 20 Anlagen und Massnahmen im Bereich des Bodens und des 
Wasserhaushalts 

1 Finanzhilfen für Bewässerungsanlagen werden gewährt, wenn die Anlage dem 
Schutz von... und der Ertragssicherung bei nachgewiesenen Einbussen (quantitativ 
oder qualitativ) dient. Voraussetzung ist eine vorausschauende Planung der Wasser-
ressourcen.  
3. Abschnitt: Höhe der Beiträge und Investitionskredite 

Art. 22 Zusätzliche anrechenbaren Kosten 
1 Folgende Kosten sind auch anrechenbar: 

c. eine einmalige Entschädigung bis höchstens 1 200 Franken pro Hektar an 
Verpächter und Verpächterinnen für das Recht zur Weitergabe des Pacht-
landes durch eine Pachtlandorganisation, sofern das Pachtland 12 Jahre 
zur Verfügung gestellt wird. 

2 Folgende Kosten sind nicht anrechenbar: 
a. ... 

Art. 23 Anrechenbare Kosten für die periodische Wiederinstandstellung 
5 Bei Trockensteinmauern und Suonen werden die instand zustellenden Objekte  
auf-grund einen Gesamtkonzepts festgelegt. Dessen Erstellung kann als Grundla-
genbeschaffung unterstützt werden. 
6  

Art. 24 Grundbeiträge 
4 Die Beitragshöhe für die Erarbeitung regionaler landwirtschaftlicher Strategien be-
trägt maximal ein Drittel der anrechenbaren Kosten und maximal xx CHF pro Hek-
tare oder Normalstoss. Die anrechenbaren Kosten sind in Anhang X festgelegt. 

Art. 26 Höhe der Investitionskredite und Ansätze 
1 Nur gemeinschaftliche Massnahmen können mit Investitionskrediten unterstützt 
werden. 
2 Baukredite und Investitionskredite sind nicht gleichzeitig für das gleiche Vorhaben 
möglich. Pro Vorhaben darf nur ein Baukredit laufen. 

Würsch Martin BLW
Kommission zur Diskussion Grundlagenbeschaffung: �Wichtig, dass bei einzelbetrieblichen Massnahmen (vgl. Hochbau), wie heute schon, die Grundlagenbeschaffung weiterhin unterstützt werden kann.

Würsch Martin BLW
Begriff: Einzugsgebiet?
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3 Baukredite können bis zur Höhe von 75 Prozent der anrechenbaren Kosten gewährt 
werden. 
4 Die Höhe des Investitionskredites beträgt: 

a. Maximal 50 Prozent der anrechenbaren Kosten, die nach Abzug allfälliger 
öffentlicher Beiträge verbleiben. 

b. Bei Projekten, die nur schlecht tragbar, aber unbedingt notwendig sind, kann 
der Ansatz auf bis zu 65 Prozent erhöht werden. Die Voraussetzungen für 
die erhöhten Ansätze sind in Anhang X festgelegt.   

3. Kapitel: Hochbaumassnahmen und zusätzliche 
Strukturverbesserungsmassnahmen 
1. Abschnitt: Massnahmen 

Art. 27 Einzelbetriebliche Massnahmen 
1 Bewirtschafter oder Bewirtschafterin eines Landwirtschafts- oder Gartenbaubetrieb 
oder eines Pilz-, Sprossen- und ähnlichen Produktionsbetrieb können Finanzhilfen 
erhalten für: 

a. eine einmalige Starthilfe bis zur Vollendung des 35. Altersjahres; 
b. den Bau, Umbau oder die Anschaffung von Ökonomie- und Wohngebäuden; 
 
f. den Erwerb landwirtschaftlicher Betriebe und Grundstücke; 
g. bauliche Massnahmen oder Einrichtungen für Tätigkeit im landwirtschafts-

nahen Bereich. 
h. Grundlagenbeschaffung zwecks Abklärung der Machbarkeit und der Vorbe-

reitung von konkreten Bauprojekten 
2 Hauptberuflich Betreiber oder Betreiberin eines Fischerei- oder Fischzuchtbetriebs 
können Finanzhilfen erhalten für: 

a.  eine einmalige Starthilfe bis zur Vollendung des 35. Altersjahres; 

Art. 28 Gemeinschaftliche Massnahmen 
1 Bewirtschafter und Bewirtschafterinnen von mindestens zwei Landwirtschafts- o-
der Gartenbaubetrieb oder eines Pilz-, Sprossen- und ähnlichen Produktionsbetrie-
ben, können Finanzhilfen erhalten für: 

f. Grundlagenbeschaffungen zwecks Abklärung der Machbarkeit und Vorbe-
reitung von konkreten Massnahmen. 

 
3 Sömmerungsbetriebe können Finanzhilfen für Massnahmen nach Absatz 1 Buch-
stabe c erhalten. 

Würsch Martin BLW
Diskussion: Ist diese Bestimmung für heutige Verhältnisse zeitgemäss? Projekt = Bau oder Unterstützungsfall / Massnahme?
Praxis Kt. SO: Pro Projekt ein Baukredit (= ein Vorhaben, eine Genossenschaft kann mehrere Vorhaben haben).�Kommission: Wichtig ist, dass die Baukredite sauber einzeln abgerechnet und zurückgeführt werden können. Werden Kredite übertragen, so ist dies viel weniger der Fall.�

Würsch Martin BLW
Kommission (vgl. oben): �Mehr Flexibilität wäre wünschenswert, so dass mehrere Baukredite pro Trägerschaft möglich sind.

Würsch Martin BLW
Frage Kommission: Warum in Abhängigkeit der Kosten und nicht mehr der Beiträge?�BLW wsm: Koordination mit der Möglichkeit Baukredite auch für Hochbauprojekte gewähren zu können (unter Einschluss des Talgebiets). Der Baukredit dient der Vorfinanzierung der Kosten und nicht der Beiträge. Eine Abweichung zwischen Tiefbau und Hochbau ist möglich. Vorliegend wurde angedacht, dies nur in Art. 26 zu regeln, da bei Hochbauprojekten die Baukredite weniger angewendet werden (da direkt der IK genehmigt werden kann).
Kommission: Baukredit bei Tiefbau = Sache der Kommission Tiefbau, bzw. FB Mel und deshalb Baukredit konsequenterweise bei Hochbaumassnahmen erwähnen, so dass Klarheit darüber besteht.

Würsch Martin BLW
Bemerkung: An dieser Stelle Maximal 50 % vgl. Art. 37 Abs. 5 E-SVV, dort = 50%.

Würsch Martin BLW
Auf Frage Kommission, Hinweis BLW und deshalb Aufnahme in Erläuterungen: �inkl. Innovation (diese zu unterstützen ist weiterhin möglich)



Landwirtschaftliche Strukturverbesserungen AS 2022 

7 

 
2. Abschnitt: Voraussetzungen 

Art. 29 Persönliche Voraussetzungen 
3 Juristische Personen, die zu zwei Dritteln in Eigentum von natürlichen Personen 
sind, können auch Finanzhilfen erhalten. Die natürlichen Personen müssen mindes-
tens über zwei Drittel der Stimmrechte und bei Kapitalgesellschaften über zwei Drit-
tel des Kapitals verfügen.  
4 Vorhaben im Sömmerungsgebiet können unabhängig von der Organisationform 
unterstützt werden. 

Art. 30 Kürzung von Beiträgen aufgrund von Vermögen 
1 Übersteigt das veranlagte steuerbare Vermögen des Gesuchstellers oder der Ge-
suchstellerin vor der Investition 1 000 000 Franken, so wird der Beitrag pro 20 000 
Franken Mehrvermögen um 5 000 Franken gekürzt. 

Art. 31 Tragbare Belastung und Wirtschaftlichkeitsprüfung 
4 Bei Investitionen über 100 000 Franken muss nachgewiesen werden, dass die 
Wirtschaftlichkeit des Betriebes gegeben ist. Die muss anhand einer Mitteflussrech-
nung mit einem Planungshorizont von mindestens fünf Jahren nachgewiesen wer-
den. Die Wirtschaftlichkeit ist gegeben, wenn das betriebliche Fremdkapital nach 
der vorgesehenen Investition innerhalb von 30 Jahren zurückbezahlt werden kann. 
 

Art. 33 Zusätzliche Voraussetzungen für Ökonomiegebäuden 
1 Finanzhilfen für den Bau, Umbau oder die Anschaffung von Ökonomiegebäuden 
zur Haltung von landwirtschaftlichen Nutztieren werden für die Nutztiere gewährt, 
welche für die Deckung des betrieblichen Pflanzenbedarfs an Stickstoff und Phos-
phor notwendig sind. Der jeweils zuerst begrenzende Nährstoff ist massgebend. Der 
Nährstoffanfall der raufutterverzehrenden Nutztiere ist vor den übrigen Nutztieren 
für die Deckung des Pflanzenbedarfs zu verwenden. 
3 Bei der Berechnung des Pflanzenbedarfs werden nur die langfristig gesicherten 
landwirtschaftlichen Nutzflächen berücksichtigt, die innerhalb einer Fahrdistanz von 
15 km ab Betriebszentrum liegen. Keine Fahrdistanzbegrenzung gilt für landwirt-
schaftliche Nutzflächen, die als Bewirtschaftungsstufe gemäht oder beweidet werden 
und diese Bewirtschaftung ortsüblich ist. 
4 Befindet sich …, so gilt für die Berechnung der Finanzhilfen:  

b.  wenn die landwirtschaftliche Nutzfläche nicht zu mehr als zwei Dritteln in 
einer Zone liegt, der Mittelwert der Ansätze der mehrheitlich betroffenen 
Zonen. 

Würsch Martin BLW
Anpassung des Alters, gemäss obiger Diskussion (einheitlich)

Würsch Martin BLW
BLW: um die Flexibilität zu erhalten; 40 +25J = 65ig (Pensionierung).�Kommission: Ziel war es die Generationsdauer zu reduzieren bzw. die Hofübergabe vor 35ig. zu forcieren�AP 2002: Starthilfe für Junglandwirte ursprünglich bei 30 Jahren, dann erhöht auf 35. ��Fazit Kommission: bei 35 Jahren belassen (vgl. Abstimmung unten). Bei 40 Jahren überwiegen die Nachteile (fehlende Eigenmittel mit 40ig, weniger Mut für Neuinvestitionen, Umstrukturierungen etc.).�Einzelantrag VS: für Spezialkulturen ist das Alter von 40 J. zu befürworten. Der Kanton diskutiert in der aktuellen Situation dies für den kantonalen Fonds.�Hinweis BLW:�Eine Eigentumsübertragung ist nicht mehr zwingend zu überprüfen.��BLW: Bitte an die Kantone sich im Rahmen der Vernehmlassung die Starthilfe nicht noch mit dem Eigentum (Betriebsübernahme) zu verbinden. Der Staat sollte sich nicht in die innerfamiliäre Situation einmischen. Zudem betrifft es einige wenige Fälle, die zu sehr kleinen Rückforderungen (einige wenige Jahre der Restant) führen. Die vorgeschlagene Lösung ist administrativ einfach und vertretbar.

Abstimmungsergebnis (konsultativ)�3 Stimmen für 40 Jahre�5 Stimmen für 35 Jahre, bei einer Enthaltung




Würsch Martin BLW
wenn im allg. Teil klar ist, was gemeinschaftlich ist, müsste das hier nicht erwähnt werden

Würsch Martin BLW
Kommission: Gemeinschaftsställe sollen zwingend als einzelbetriebliche Massnahme unterstützt werden können (BLW ist gleicher Meinung und wird dies in den Erläuterungen erwähnen).

Würsch Martin BLW
BLW: Grund für die Unterstützung von Landzukäufen ist, dass der Zukauf von Land ein äusserst wichtiger Entwicklungsschritt für den Betrieb darstellt und dieses Ziel (Selbstbewirtschafter soll Eigentümer des Bodens sein auch im BGBB verfolgt wird). Die Anpassung ist nur im Rahmen der AP 2022+ möglich, da das LwG angepasst werden muss.�Kommission: Zustimmung �

Würsch Martin BLW
vgl. Diskussion zum allg. Teil�Kommission: Grundlagenbeschaffung auch für Einzelbetriebe, Hochbau, Tiefbau, PRE ( ev. sollte der Grundsatz unter den allg. Bestimmungen aufgeführt werden?

Würsch Martin BLW
Hinweis BLW: Bitte beachten, dass Fischzucht juristisch nicht mit der Fischmast gleichgesetzt werden kann. In sämtlichen Tierproduktionszweigen wird klar zwischen Zucht und Mast unterschieden. Das LwG nennt nur die Fischzucht. In der Praxis der Schweiz wird die Fischmast auch unterstützt. ( Klärung und Präzisierung des Begriffes im Rahmen einer nächsten Revision LwG (oder parlamentarischen Diskussion der AP wäre korrekt)

Würsch Martin BLW
vgl. Diskussion und Antrag zur Starthilfe

Würsch Martin BLW
Beispiele:�Stufe Gesetz (LwG) = gemeinschaftliche Massnahme (2 oder mehr Betriebe) ist v.a. für grössere Bauten relevant: 
- Standortabklärung, 
- Zusammenschluss mehrerer Betriebe, 
- gemeinsame Verwertung: z.B. Schotte aller Alpen einer Region soll verwertet werden ( Grundlage: wie, wo und Wirtschaftlichkeit (= Machbarkeitsstudie)�vgl. Hinweis vorne beim allg. Teil zur Grundlagenbeschaffung für Einzelbetriebliche Massnahmen nicht vergessen

Würsch Martin BLW
Feststellung: auch wenn im Alleineigentum oder Eigentum von Privatpersonen = gemeinschaftliche Massnahme (wie bisher).

Würsch Martin BLW
einheitlich wie im OR für alle juristischen Personen (Vor Revision OR, war AG und GmbH unterschiedlich geregelt.)
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Art. 34 Zusätzliche Voraussetzungen für gewerbliche Kleinbetriebe 
Gewerbliche Kleinbetriebe müssen die folgenden Voraussetzungen zusätzlich erfül-
len: 

a. Sie müssen eigenständige Unternehmen sein. Holding- oder Konzernstruktu-
ren sind von Finanzhilfen ausgeschlossen; 
 

d. Der Hauptumsatz muss aus der Verarbeitung regional produzierter landwirt-
schaftlicher Rohstoffe oder deren Verkauf stammen.  

3. Abschnitt: Höhe der Beiträge und Investitionskredite 

Art. 35 Zusätzliche anrechenbaren Kosten 
Folgende Kosten sind auch anrechenbar: 

b. Marketingkosten bis einem Jahr nach der Finanzhilfegewährung; 

Art. 36 Höhe der Beiträge und Beitragssätze 
4 Folgende Massnahmen werden aufgrund maximaler Beitragssätze … unterstützt:  
 Prozent 

a. für die einzelbetriebliche Verarbeitung, Lagerung oder Vermark-
tung von landwirtschaftlichen Produkten und für Tätigkeit im 
landwirtschaftsnahen Bereich  auf dem Landwirtschaftsbetrieb: 

 

  
  

Art. 37 Höhe der Investitionskredite und Ansätze 
1 Der Investitionskredit für die Starthilfe beträgt höchstens 500 000 Franken. Die 
Abstufungen nach Anzahl SAK ist in Anhang X festgelegt. 
3 Für landwirtschaftliche Ökonomie- und Alpgebäude sowie Wohnhäuser und Mas-
snahmen die sich positiv auf Umwelt und/oder Tiergesundheit und Tierwohl auswir-
ken werden pauschale Investitionskredite gewährt. Die Pauschalen sind in Anhang 
X festgelegt. 
5 Nach Abzug öffentlicher Beiträge beträgt der Investitionskredit 50 Prozent der an-
rechenbaren Kosten für Massnahmen ohne pauschale Unterstützung.  
4. Kapitel: Projekte zur regionalen Entwicklung 
1. Abschnitt: Massnahme und Voraussetzungen  

Würsch Martin BLW
BLW: Bei verheirateten Gesuchstellern wird das Vermögen auf beide Parteien aufgeteilt (dividiert durch zwei) ( gilt schon mit 1.1.2021 (Verordnungspaket).

Würsch Martin BLW
BLW: Anliegen der Politik, um eine einfache Umsetzung der Wirtschaftlichkeitsrechnung umzusetzen und grosse Berichte oder Studien zu vermeiden (Nettoverschuldung: 30 Jahre = Cashflow). Die Berechnungen BLW an Hand der ZA – Daten hat ergeben, dass dies in aller Regel erfüllt werden kann. Der Durchschnitt liegt deutlich unter 15 Jahren. Bei übrigen Gewerbebetrieben muss die Kennzahl in der Regel bei 7 max. 12 Jahren liegen. Diese haben aber meist ein höheres Risiko und weniger Realsicherheiten.
Hinweis: Diese Anforderung ist nicht mit effektiver Rückzahlung gleichzusetzen.

Frage: Cashflow (kalkulatorisch oder effektiv).�Antwort: BLW kalkulatorisch (5 Jahr in Zukunft);�Kantone können selbstverständlich sich bezüglich den kalkulatorischen Zinsen, wie auch bezüglich der Preisentwicklung Richtlinien herausgeben bzw. eine eigene Praxis entwickeln.

Hinweis BLW: nur im Zusammenhang mit der AP 2022+ umsetzbar; Die Wirtschaftlichkeit ist in der Diskussion mit der Betriebsleiterfamilie und der Politik sehr wichtig.��Hinweis ZH: Die Kennzahl ist bereits heute Praxis im Kt. ZH. ZH findet die Kennzahl richtig.

Kommission: Löschung Abs. 5, die Festlegung der Methodik (über die Bestimmungen der SVV hinaus) ist Sache der Kantone / Suissemelio

Würsch Martin BLW
Suissemelio: Nicht übernehmen, Sache der Kantone, welche das Risiko tragen.�Das BLW ist gerne bereit in entsprechenden Arbeitsgruppen mitzuwirken
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2. Abschnitt: Höhe der Beiträge und Investitionskredite 

Art. 41 Beitragssätze und zusätzliche anrechenbaren Kosten 
1 Die Erarbeitung der Unterlangen für eine Vereinbarung eines Projekts zur regiona-
len Entwicklung ist beitragsberechtigt. 

Art. 42 Höhe der Investitionskredite und Ansätze 
3 Für einzelnen Massnahmen, die in Kapitel 2 und 3 aufgeführt sind, werden die 
Höhe der Investitionskredite nach diesen Bestimmungen festgelegt.   
5. Kapitel: Verfahren 
1. Abschnitt: Gesuchsabwicklung 

Art. 43 Gesuche 
3 Eine Stellungnahme des BLW vor Einreichen des Beitragsgesuchs ist erforderlich, 
wenn: 

a. das Projekt ein Bundesinventar der Objekte von nationaler Bedeutung be-
trifft und der voraussichtliche Beitrag an das Projekt 100 000 Franken über-
steigt; 

b. das Projekt eine Bewilligung einer Bundesstelle erfordert oder einer gesetz-
lichen Koordinations- oder Mitwirkungspflicht auf Bundesebene unterliegt. 

4 Das BLW äussert sich zum Projekt in Form: 
a. einer Auskunft, wenn lediglich eine Vorstudie mit grober Kostenschätzung 

vorliegt oder die Durchführung des Projektes zeitlich nicht festgelegt wer-
den kann; 

b. eines Vorbescheides mit den vorgesehenen Auflagen und Bedingungen, 
wenn ein Vorprojekt mit Kostenschätzung vorliegt; 

c. eines verbindlichen Mitberichtes nach Artikel 22 der Verordnung vom 19. 
Oktober 19881 über die Umweltverträglichkeitsprüfung, wenn ein Umwelt-
verträglichkeitsprüfungs-Verfahren durchgeführt wird. 

5 Der Kanton reicht über das Informationssystem des BLW: 
a. Die Beitragsgesuche mit den nötigen Unterlagen und sachdienlichen Daten 

ein. 
b. Für  Investitionskrediten bis zum Grenzbetrag die Finanzdaten, sowie die 

sachdienlichen Betriebs- und Projektdaten gleichzeitig mit der Eröffnung der 

  

 
1  SR 814.011 

Würsch Martin BLW
Neue Bestimmung weil�a) Gleichstellung mit Verarbeitung auf den Betrieben in der Landwirtschaftszone
b) keine Unterstützung für Betriebe die Mehrheitlich einen Umsatz mit ausländischen Produkten machen (z.B. Unternehmen mit 10% Umsatz aus der Region)

Würsch Martin BLW
BLW, bitte beachten: Neu können Marketingkosten (für den Aufbau des Absatzes) unterstützt werden, so dass gleich lange Spiesse mit gemeinschaftlichen Massnahmen erreicht werden können.

Würsch Martin BLW
BLW Umsetzung hängt von AP 2022+ ab:�Verarbeitung, Lagerung und Verkauf im Talgebiet (Gleichstellung und Harmonisierung mit PRE)

Würsch Martin BLW
Begriff soll mit jenem der Raumplanung «landwirtschaftsnahe Tätigkeit» übereinstimmen (bisher = Diversifizierung)

Würsch Martin BLW
Frage aus dem Kt. VS:�Erneuerung der Spezialkulturen weiterhin nur IK?�BLW: Ja

Würsch Martin BLW
Anregung aus der Kommission: Die Liste müsste auch über 5.0 SAK gehen und pro Stufe sollte die Starthilfe nach oben angepasst werden (Grund: grössere Betriebe, höhere Kosten, Teuerung). Zudem besteht eine Begrenzung nach oben, indem die Verwendung der Mittel für den Betrieb dargelegt werden muss.

Würsch Martin BLW
Kommission: Frage warum nicht max. 50%?�BLW: Maximal beinhaltet eine Spannbreite von 0-50%, welche willkürfrei, einheitlich und verhältnismässig angewendet werden muss. Würde die Spannweite weiter bestehen müsste festgelegt werden, wie der IK im Einzelfall abgestuft wird.�Vorschlage deshalb zur Vereinheitlichung und Vereinfachung. Abweichung unter 50% sind aber trotzdem möglich z.B. bei fehlender Tragbarkeit, zu tiefer Grundpfandsicherheit, tieferem Antrag des Gesuchstellenden, Verzicht auf vollen IK.�Finanzierung mit IK soll aus Sicht des BLW das primäre Finanzierungsinstrument der Landwirtschaft sein.�Aus Sicht des BLW müssen die Gesuchstellenden Transparenz über Bedingungen und Höhe der IK haben. Der Gesuchstellende soll erkennen können mit welcher Unterstützung des Bundes er rechnen darf.
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Verfügung an den Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin ein. Die kantonale 
Verfügung muss dem BLW nicht eröffnet werden. 

c. Für Investitionskrediten über dem Grenzbetrag das Kreditgesuch, seinen 
Entscheid und die sachdienlichen Daten ein. Die Eröffnung an den Gesuch-
steller oder die Gesuchstellerin erfolgt nach der Genehmigung durch das 
BLW. 

d. Für kombinierten Unterstützung (Beitrag und Investitionskredit) gleichzeitig 
die Gesuchsunterlagen für Beiträge und Investitionskredite ein. 

Art. 44 Gesuchsunterlagen 
Bei einem Beitragsgesuch und Investitionskrediten über dem Grenzbetrag muss das 
Finanzhilfegesuch die folgenden Unterlagen enthalten: 

b. Bei Beitragsgesuchen, der Nachweis der Publikation im kantonalen Amts-
blatt nach Artikel 89a und 97 LwG; 

d. technische Unterlagen, wie Situationspläne, Werk- und Detailpläne, tech-
nische Berichte, Kostenvoranschläge,  

e. betriebswirtschaftliche Unterlagen, wie Finanzpläne, Tragbarkeitsrechnung 
und Wirtschaftlichkeitsprüfung. 

Art. 45 Genehmigung des Gesuches 
2 Das BLW sichert den Beitrag in Form einer Verfügung dem Kanton zu. Bei einer 
kombinierten Unterstützung genehmigt es gleichzeitig den Investitionskredit. 
5 Zu Projekten mit etappenweiser Ausführung oder auf Antrag des Kantons erlässt 
das BLW vorgängig eine Grundsatzverfügung. Es hält darin fest, ob das Projekt die 
Anforderungen für Finanzhilfen erfüllt. Die Beitragsverfügung erfolgt für die ein-
zelnen Etappen. Die Grundsatzverfügung gilt nicht als Beitragsverfügung. 

Art. 47 Unterlagen für eine Vereinbarung bei Projekten zur regionalen 
Entwicklung 

e.  die öffentlichen Anliegen 
f. die Erklärung der Koordination mit der Regionalentwicklung, den Pärken 

von nationaler Bedeutung sowie der Raumplanung 

2. Abschnitt: Baubeginn, Anschaffungen, Ausführung der Projekte 

Art. 50 Auszahlung der Beiträge 
1 Der Kanton kann für jedes Projekt, entsprechend dem Baufortschritt, Teilzahlun-
gen über das Informationssystem des BLW beantragen. 
2 Mit Teilzahlungen werden höchstens 80 Prozent des genehmigten Gesamtbeitrages 
ausbezahlt. 

Würsch Martin BLW
Kommission: Antrag auf Übernahme Vorschlag Kanton Graubünden.�BLW: Es handelt sich v.a. eine Bestimmung die bei Tiefbauprojekte entscheidend ist. Die Anpassung muss dem übergeordneten Recht (NHG) entsprechen und ist mit BAFU, BAK zu koordinieren (Vollzug kant. Stelle und BAFU)�Aus Sicht FBBB könnte bei Hochbauprojekten generell auf eine SN verzichtet werden, wenn die Projekte genehmigungsfähig (d.h. auch die SN der kant. Stelle und die Baubewilligung vorliegt). Bei grossen Projekten (va. die der UVP unterliegen) ist eine SN und Klärung der Position von BAFU, BAK, ENHK … empfehlenswert.

Würsch Martin BLW
wie oben.

Würsch Martin BLW
Formulierung prüfen und vereinfachen …�Kantone reichen ein, wenn die Unterlagen komplett sind
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3 Die Schlusszahlung erfolgt projektbezogen aufgrund eines Einzelantrages.  
3. Abschnitt: Sicherung der Massnahmen  
4. Abschnitt: Aufsicht und Rückerstattung von Finanzhilfen 

Art. 54 Aufsicht durch die Kantone 
2 Sie erstatten dem BLW auf dessen Verlangen Bericht über die Zahl der Kontrollen, 
deren Ergebnisse und allfällige Anordnungen und Massnahmen. 

Art. 57 Zweckentfremdung und Zerstückelungsverbot 
2 Als Zweckentfremdung gilt: 

Art. 59 Ausnahmen zum Zerstückelungsverbot und Rückerstattungspflicht 
1 Als wichtige Gründe für die Bewilligung von Zerstückelungen gelten: 

d. einer Vergrösserung eines angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstücks. 
6. Kapitel: Verwaltung der Investitionskredite 

Art. 63 Rückforderung und Neuzuteilung von Bundesmitteln 
2 Der minimale Kassabestand beträgt mindestens Franken 2 Mio. oder 3 Prozent des 
Fonds-de-roulement.  

Würsch Martin BLW
Vorschlag BLW (vgl. oben): einheitlichen Formulierung (sachdienlichen Daten?)

Würsch Martin BLW
Vorschlag BLW: zur einheitlichen Formulierung, sonst wäre dieser Hinweis eher eine generelle Bemerkung (neuer Absatz), was bei dieser Länge des Artikels unbedingt vermieden werden sollte.

Würsch Martin BLW
Kommission: Präzisieren für IK Fälle wo keine Publikation nötig ist! Die Einleitung umfasst IK und Beiträge�BLW admin. Einfachheit: ist keine Baubewilligung nötig und handelt es sich um eine Bagatelle, kann auf die Publikation verzichtet werden.

Würsch Martin BLW
Begriffe gemäss SIA verwenden (Nicht als Baupläne), diese werden Werkpläne genannt

Würsch Martin BLW
Kommission: Finanzpläne etc. sind nicht technische Unterlagen, deshalb separate Bezeichnung und separater Buchstabe richtig.

Würsch Martin BLW
Kommission / Kantone:�Bei Tiefbau ist dies schwer umsetzbar, da Kreditkasse mit Tiefbau nicht identisch ist.�Antrag Kommission: �Frage ob es eine Koordination bei Baukredit und Tiefbauprojekten? Baukredit mit Auflage, wenn Beitrag gewährt wird und vorgängig bereits zugesichert werden könnte.�BLW: Der Antrag ist tatsächlich prüfenswert und müsste machbar sein (erste Einschätzung).

Würsch Martin BLW
Begriff bitte prüfen (öffentliche Anliegen können nicht als Unterlage beigelegt werden)
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Anhang 1 
(Art. X) 

Berechnung der Standardarbeitskräfte (SAK) 
 

  Anhang 4 

(Art. X) 

Abstufung der Finanzhilfen und zu unterstützende Massnahmen 

I. Investitionskredite für die Starthilfe 
 
III. Finanzhilfen für Ökonomiegebäude für raufutterverzehrende Tiere 
1. Beiträge   
Element Bundesbeitrag in Franken pro Einheit 

Einheit Hügelzone und 
Bergzone I 

Bergzonen II–IV 

Stall GVE     1 700     2 700 
 
2. Investitionskredite   
Element Einheit Investitionskredit in Franken pro Einheit 

Stall GVE 6 000  
VI. Finanzhilfen für bauliche Massnahmen und Einrichtungen zur 
Verwirklichung ökologischer Ziele sowie zur Erfüllung der 
Anforderungen des Heimat- und Landschaftsschutzes 
Anlagen zur Reinigung der Abluft und zur Ansäuerung der Gülle werden nur unter-
stützt, wenn eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

c. Nach Erstellung der Stallbaute können die Ammoniakemissionen je Hekta-
re landwirtschaftlicher Nutzfläche gegenüber vorher nach dem Berech-
nungsmodell Agrammon mindestens 10 Prozent reduziert werden.  

4. Produktion und Speicherung nachhaltiger Energie  

Würsch Martin BLW
BLW: Gemäss Subventionsgesetz Art. 23 SuG max. 80%

Würsch Martin BLW
Kommission: wie Antrag GR�Vorschlag BLW: IKS Bericht dürfte durchaus reichen, dies ist auch aus Sicht der internen Revision ein oft kontrollierte und bemängelte Massnahme.�BLW: Die Berichte sollten unverlangt dem BLW zugestellt werden.

Würsch Martin BLW
BLW Hinweis: Die Liste ist abschliessend und damit nicht beliebig erweiterbar

Würsch Martin BLW
Kommission: �Definition des minimalen Kassenbestand in Abhängigkeit der bereits bewilligten (noch nicht ausbezahlte) Kredite (wie bisher) ( Vorschlag nach der Diskussion siehe nebenann in Absatz 2�Hinweis: Der Begriff «minimaler Kassenbestand, bzw. Kassenbestand» müsste definiert werden. Alternative?

Würsch Martin BLW
Diskussion über die Höhe des minimalen Kassabestandes�Bsp. SO: aktuell 2 Mio., neu wäre es 1.5 Mio. und damit zu knapp�Begründung:
- Kredite werden pro Fall grösser
- Liquidität ist deshalb wichtiger geworden
( Vorschlag Kommission s. Abs. 2

Würsch Martin BLW
Antrag Kommission zur Anpassung SBMV: Gleiche Bestimmung auch dort…
Zusätzlich wäre auch die SBMV einer Totalrevision zu unterziehen (Wegfall Umschulungsbeihilfe etc.).�Die VO würde damit viel schlanker werden.�Bei SBMV müsste ein minimaler Kassenbestand betragsmässig festgelegt werden.
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Nur für Bauten, Anlagen und Einrichtungen, die nicht über andere Förderprogram-
me des Bundes wie zum Beispiel die kostenorientierte Einspeisevergütung gefördert 
werden. 
 

   Anhang 8 
(Art. X) 

Bestimmung der Zusatzbeiträge für Tiefbaumassnahmen 

Ausmass Zusatzbeitrag 

Isolierte Wiederherstellung + 2 % 
Lokale Wiederherstellung + 4 % 
Ausgedehnte Wiederherstellung + 6 % 
  

 

Würsch Martin BLW
Verweis auf VBB vermeidet Doppelspurigkeit und allfällige Fehler bei der Anpassung der VBB bzw. des Anhangs SVV

Würsch Martin BLW
Hinweis BLW wird angepasst�Vorschläge Kommission dazu sind durchaus erwünscht, vgl. auch Kommentar zur Starthilfe vorne

Würsch Martin BLW
SZ: Sockelbeitrag wieder einführen�BLW: klares, begründetes Nein (Kleine Stallbauten müssen nicht zusätzlich gefördert werden; Strukturverbesserung nicht Strukturerhalt; mit VO per 2021 eingeführt und nicht gleich kurz darauf wieder umkehren …)

Würsch Martin BLW
Hinweis aus dem Kt. FR: Neue Fälle werden in der Bergzone massiv höhere IK bekommen

Würsch Martin BLW
sollte es nicht Agrammon (wie unter agrammon.ch) heissen?
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